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gesetzliche Regelung erfolgen wird — ist unter Berücksichtigung der Art 
und Schwere der Straftat, der Persönlichkeit des Täters und der Dauer 
der ausgesprochenen Freiheitsstrafe sowie in Beachtung des Verhaltens 
des Verurteilten während des Vollzuges zu differenzieren. Bei der Aus­
gestaltung der Freiheitsstrafe ist hervorzuheben: Sie beträgt in der Regel 
mindestens sechs Monate, höchstens aber fünfzehn Jahre. Bei schwersten 
Verbrechen kann auch auf eine lebenslängliche Freiheitsstrafe erkannt 
werden. Für Jugendliche gilt eine Höchstgrenze von zehn Jahren. Die 
Untergrenze der Freiheitsstrafe liegt in der Regel bei sechs Monaten, weil 
für eine systematische Erziehungsarbeit im Strafvollzug diese Mindest­
dauer der Freiheitsstrafe nach den Erfahrungen des Strafvollzuges not­
wendig erscheint. Wie bereits erwähnt, sind für bestimmte Delikte kurz­
fristige Freiheitsstrafen von einer Woche bis zu sechs Wochen oder von 
drei bis zu sechs Monaten Dauer (§ 43) vorgesehen.

Gegenwärtig werden von den Gerichten in etwa 60 Prozent aller Fälle 
Strafen ohne Freiheitsentzug ausgesprochen, d. h. es erfolgt eine bedingte 
Verurteilung oder es wird eine Geldstrafe oder ein öffentlicher Tadel aus­
gesprochen. Bei diesen Strafen ohne Freiheitsentzug handelt es sich über­
wiegend um bedingte Verurteilungen, künftig Verurteilung auf Bewäh­
rung genannt; sie wird in den §§ 37—40 des Entwurfs des Strafgesetzbuches
geregelt. Diese breite Anwendung von Strafen ohne Freiheitsentzug ent- t
spricht der Differenziertheit der Kriminalität in der Deutschen Demokra­
tischen Republik, denn in der Mehrzahl handelt es sich um einmalige, 
nicht schwere Straftaten. Mit Recht haben aber viele Bürger gefordert, 
die Wirksamkeit einer bedingten Verurteilung, künftig also der Ver­
urteilung auf Bewährung, durch zusätzliche Auflagen und Maßnahmen 
zu verstärken und an die Verletzung dieser Maßnahmen und Auflagen 
die Möglichkeit der Anordnung der Vollstreckung der mit ausgesproche­
nen Freiheitsstrafe zu knüpfen. Unter Berücksichtigung dieser Vorschläge 
wurde im § 37 Abs. 3 geregelt, daß der Verurteilte verpflichtet werden 
kann, den Schaden wiedergutzumachen, sich am Arbeitsplatz zu bewähren, 
sein Arbeitseinkommen entsprechend für Aufwendungen der Familie und 
Unterhaltsverpflichtungen zu verwenden oder sich einer fachärztlichen 
Behandlung zu unterziehen. Der Verurteilte muß alle Anstrengungen 
unternehmen, sich zu bewähren und den verursachten Schaden wieder­
gutzumachen. Dabei sollen ihn die gesellschaftlichen Kräfte und die Ver­
antwortlichen in seinem Arbeits- und Lebensbereich unterstützen. Verletzt 
der Verurteilte diese Verpflichtungen, wird er wieder erneut straffällig 
oder zeigt er durch sein undiszipliniertes Verhalten, daß er keine Lehren 
aus der Verurteilung gezogen hat, so kann das Gericht nach mündlicher 
Verhandlung die Vollstreckung der mit der Verurteilung auf Bewährung 
ausgesprochenen Freiheitsstrafe anordnen. Dies gilt auch, wenn sich der 
Verurteilte hartnäckig einer Aufenthaltsbeschränkung entzieht oder einem 
Tätigkeitsverbot zuwiderhandelt bzw. böswillig eine ausgesprochene Geld­
strafe nicht bezahlt. ,

Zur Sicherung einer erzieherischen Einflußnahme auf den Verurteilten 
und zur Erhöhung der Verantwortung der Betriebe und Einrichtungen 
wird in § 38 Abs. 2 u. a. bestimmt, daß ein Wechsel des Betriebes stets der 
Zustimmung des Gerichts bedarf, solange eine Verpflichtung zur Bewäh­
rung am Arbeitsplatz besteht. Die Verantwortung der Betriebe und ande­
rer Einrichtungen sowie der Leitungen von gesellschaftlichen Organisatio­
nen für die Erziehung und weitere Entwicklung eines Verurteilten und 
für die Beseitigung der festgestellten Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen der Straftat sollte besonders diskutiert werden, um die Wirk­
samkeit der Strafverfahren zu erhöhen.

Die Anwendung von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit dient dem Schutz der Deutschen Demokratischen Republik und ihrer 
Bürger vor Straftaten. Sie ist auf die Erziehung des Rechtsverletzers ge­
richtet und niemals Selbstzweck, niemals bloße Vergeltung, deshalb bedarf 
es in manchen Fällen keiner Strafe mehr. § 28 bestimmt aus diesen Grün­
den, daß die strafrechtliche Verantwortlichkeit entfällt, wenn der Täter 
ernsthafte, der Schwere der Straftat entsprechende Anstrengungen zur Be­
seitigung und Wiedergutmachung ihrer schädlichen Auswirkungen unter­
nommen oder durch andere positive Leistungen bewiesen hat, „daß 
er grundlegende Schlußfolgerungen für ein verantwortungsbewußtes Ver­
halten gezogen ha,t und deshalb zu erwarten ist, daß er die sozialistische 
Gesetzlichkeit einhalten wird“. Diese Bestimmung kann beispielsweise 
Anwendung finden, wenn ein anständiger Arbeiter durch andere in ge­
meinschaftliche Diebstahlshandlungen hineingezogen wurde, er aber zur 
Volkspolizei geht und durch sein Verhalten bewirkt, daß diese Delikte 
in ihrem ganzen Umfang aufgedeckt und die Täter ihrer Verantwortung 
zugeführt werden können.
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